2

	[image: image1.png]Julius

UNIVERSITAT
WURZBURG





	[image: image2.png]virtuelle
hochschule
bayern



   


vhb-Abschlussklausur im Allgemeinen Verwaltungsrecht

im Sommersemester 2011
Die A GmbH aus Würzburg vertreibt Kinderspielzeug. Unter anderem wird von ihr eine „Geburtstagskaravane“ in den Handel gebracht, eine aus mehreren, mit bunten Rädern versehenen Holztieren bestehende Gruppe, die man mit Hilfe eines am ersten Holztier befestigten Schnürchens über den Fußboden oder auf einem Tisch ziehen kann. Es besteht die Möglichkeit, Geburtstagskerzen und eine das Alter des Geburtstagskindes angebende Ziffer anzubringen. Diese als Dekorationsartikel bezeichnete „Geburtstagskaravane“ wurde ausdrücklich mit dem Aufdruck versehen: „Dekorationsartikel, zum Spielen nicht geeignet.“ Produziert wird das Holztierensemble in China.

Die zuständige Marktüberwachungsbehörde Würzburg war der Auffassung, dass dieser Artikel von den Kindern als Spielzeug angesehen werden könnte, und wollte deshalb überprüfen, ob diese „Geburtstagskaravane“ den Bestimmungen des Geräte- und Produktsicherheitsgesetz  - GPSG - entspricht. Deshalb wurde im Mai 2008 eine Probeentnahme durchgeführt und untersucht. Der Untersuchungsbericht vom 13. Juni 2008 kam zu dem Ergebnis, die „Geburtstagskaravane“ sei eindeutig als Spielzeug einzustufen. Die vom Hersteller angesprochene Zielgruppe seien Kinder im Alter von 1 – 6 Jahren. Material und Gestaltung sprächen insbesondere Kleinkinder an.  Speziell die bunten Holzräder mit farbigen Kordeln an den Achsen lassen eine Verwendung als Spielzeug erwarten.

Für diese Untersuchung wurden Kosten in Höhe von 432,00 Euro geltend gemacht. Die Marktüberwachungsbehörde Würzburg forderte die A GmbH mit Kosten- und Leistungsbescheid vom 
2. Oktober 2010 zur Kostenerstattung auf. Zur Begründung führte sie auf, dass nach § 8 Abs. 7 GPSG die zuständige Behörde befugt sei, Produkte prüfen zu lassen. Zur Tragung der Kosten für solche Prüfungen könnten Personen, die das Produkt herstellen oder zum Zwecke des Inverkehr-bringens lagern oder ausstellen, also auch die A GmbH als Händlerin herangezogen werden, wenn die Prüfung ergibt, dass die Anforderungen nach § 4 GPSG nicht erfüllt seien. 

Die A GmbH möchte diese Kosten nicht übernehmen. Sie ist der Auffassung, es handelt sich bei der „Geburtstagskaravane“ lediglich um Dekoration, die nur unter Aufsicht von Erwachsenen in Gebrauch genommen werde. Deshalb müsse dieser Dekorationsartikel auch nicht den Bestimmungen des GPSG entsprechen. Außerdem seien gemäß § 8 Abs. 5 GPSG vorrangig der Hersteller oder der Importeur in Anspruch zu nehmen. Schließlich wurde die A GmbH auch vor Erlass des Kostenbescheids nicht angehört, so dass dieser nicht hätte ergehen dürfen.

Sie erhob wegen dieser Überlegungen am 11. Oktober 2010 Klage.

Hat die Klage der A GmbH Aussicht auf Erfolg? 

Bearbeitungsvermerk: Gehen Sie auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen ein. Im Falle der Unzulässigkeit der Klage ist trotzdem auf die Begründetheit einzugehen. Gehen Sie davon aus, dass Spielzeug ein Produkt ist, welches einer Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 1 unterfällt.
Bearbeitungszeit: 2 Zeitstunden (120 min)

Zugelassene Hilfsmittel: Beliebige Gesetzestexte, Markierungen und Kommentierungen sind im selben Umfang wie im Ersten Juristischen Staatsexamen zulässig.
Viel Erfolg!
Auszug aus dem Geräte- und Produktsicherheitsgesetz

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Produkte sind

1. technische Arbeitsmittel und

2. Verbraucherprodukte

§ 4 Inverkehrbringen und Ausstellen 

(1) Soweit ein Produkt einer Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 1 unterfällt, darf es nur in den Verkehr gebracht werden, wenn es den dort vorgesehenen Anforderungen an Sicherheit und Gesundheit und sonstigen Voraussetzungen für sein Inverkehrbringen entspricht und Sicherheit und Gesundheit der Verwender oder Dritter oder sonstige in den Rechtsverordnungen nach § 3 Abs. 1 aufgeführte Rechtsgüter bei bestimmungsgemäßer Verwendung oder vorhersehbarer Fehlanwendung nicht gefährdet werden. Entspricht eine Norm, die eine harmonisierte Norm umsetzt, einer oder mehreren Anforderungen an Sicherheit und Gesundheit, wird bei einem entsprechend dieser Norm hergestellten Produkt vermutet, dass es den betreffenden Anforderungen an Sicherheit und Gesundheit genügt.

(2) Ein Produkt darf, soweit es nicht § 4 Abs. 1 unterliegt, nur in den Verkehr gebracht werden, wenn es so beschaffen ist, dass bei bestimmungsgemäßer Verwendung oder vorhersehbarer Fehlanwendung Sicherheit und Gesundheit von Verwendern oder Dritten nicht gefährdet werden. Bei der Beurteilung, ob ein Produkt der Anforderung nach Satz 1 entspricht, sind insbesondere zu berücksichtigen 

1.
die Eigenschaften des Produkts einschließlich seiner Zusammensetzung, Verpackung, der Anleitungen für seinen Zusammenbau, der Installation, der Wartung und der Gebrauchsdauer,

2.
seine Einwirkungen auf andere Produkte, soweit seine Verwendung mit anderen Produkten zu erwarten ist,

3.
seine Darbietung, Aufmachung im Handel, Kennzeichnung, Warnhinweise, Gebrauchs- und Bedienungsanleitung und Angaben für seine Beseitigung sowie alle sonstigen produktbezogenen Angaben oder Informationen,

4.
die Gruppen von Verwendern, die bei der Verwendung des Produkts einer größeren Gefahr ausgesetzt sind als andere.

(…)

§ 8 Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörden
(…)

(4) Die zuständige Behörde trifft die erforderlichen Maßnahmen, wenn sie den begründeten Verdacht hat, dass ein Produkt nicht den Anforderungen nach § 4 entspricht. Sie ist insbesondere befugt, 

(…)

3.
anzuordnen, dass ein Produkt von einer zugelassenen Stelle oder einer in gleicher Weise geeigneten Stelle überprüft wird,

(5) Die zuständige Behörde soll Maßnahmen nach Absatz 4 vorrangig an den Hersteller, seinen Bevollmächtigten oder den Einführer richten. Sie kann entsprechend den jeweiligen Erfordernissen Maßnahmen auch an den Händler richten. Maßnahmen gegen jede andere Person sind nur zulässig, solange eine gegenwärtige erhebliche Gefahr nicht auf andere Weise abgewehrt werden kann. Entsteht der anderen Person hierdurch ein Schaden, so ist ihr dieser zu ersetzen, soweit sie nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag oder durch die Maßnahme ihr Vermögen geschützt wird.

(…)

(7) Die zuständigen Behörden und deren Beauftragte sind befugt, Räume oder Grundstücke, in oder auf denen Produkte hergestellt werden, zum Zwecke des Inverkehrbringens lagern oder ausgestellt sind, zu betreten, die Produkte zu besichtigen und zu prüfen oder prüfen zu lassen, insbesondere hierzu in Betrieb nehmen zu lassen. Zur Tragung der Kosten für Prüfungen nach Satz 1 können die Personen, die das Produkt herstellen oder zum Zwecke des Inverkehrbringens lagern oder ausstellen, herangezogen werden, wenn die Prüfung ergeben hat, dass die Anforderungen nach § 4 nicht erfüllt sind.
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